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Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 6 a und 6 b
auf:

a) Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/
CSU und der FDP eingebrachten Entwurfs eines

… Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes

– Drucksache 17/1147 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (f)
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 GO

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dorothée Menzner, Eva Bulling-Schröter, Ralph
Lenkert, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
DIE LINKE

Solarstromförderung wirksam ausgestalten

– Drucksache 17/1144 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (f)
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz
Haushaltsausschuss

Hierzu ist verabredet, eine Stunde zu debattieren. –
Dazu höre ich keinen Widerspruch. Dann ist das so be-
schlossen. – Vielleicht kann die Fortsetzung der vorheri-
gen Debatte woanders stattfinden.

Ich eröffne die Aussprache und gebe der Kollegin
Dr. Maria Flachsbarth für die CDU/CSU-Fraktion das
Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Maria Flachsbarth (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Bundesumweltminister Röttgen hat gestern neue Zahlen
über die Entwicklung der erneuerbaren Energien vorge-
legt. 2009 machten die Erneuerbaren 10 Prozent des Ge-
samtenergieverbrauchs aus. Der Anteil am Stromver-
brauch steigerte sich auf 16 Prozent, und es ließ sich ein
deutlicher Zuwachs des Zubaus im Bereich Biogas-, Fo-
tovoltaik- und Windenergieanlagen verzeichnen.

(Ulrich Kelber [SPD]: Das war die Vor-
Röttgen-Zeit!)

Die Investitionssumme ist auf insgesamt 17,7 Milliarden
Euro angestiegen. Die Zahl der Beschäftigten stieg auf
300 000 an. Das sind 8 Prozent mehr als im Vorjahr.
Man kann tatsächlich zu Recht sagen: Die Erneuerbaren
haben sich als der Stabilitätsanker in Zeiten der Krise er-
wiesen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Damit ist das, was im Koalitionsvertrag beschrieben
wird, nämlich der Weg in das regenerative Zeitalter,

nicht nur eine Frage des Klimaschutzes, sondern er bie-
tet vielmehr gewaltige Potenziale für Innovation, Wachs-
tum und Beschäftigung beim Umbau unseres Energie-
systems. 

Ich begrüße, dass die Bundesregierung nun Aufträge
erteilt hat, die Grundlagen für das Energiekonzept durch
Forschungsinstitute errechnen zu lassen, damit wir eine
Grundlage für die politische Entscheidung haben, wie
der dynamische Energiemix der Zukunft aussehen soll,
in dem die konventionellen Energieträger mehr und
mehr durch regenerative Energien ersetzt werden sollen.

Im Energiemix der Zukunft wird Fotovoltaik eine
sehr, sehr wichtige Rolle spielen. Wir wollen Fotovoltaik
weiter ausbauen. Das zeigt sich auch daran, dass wir den
Zielkorridor für den jährlichen Zuwachs nahezu verdop-
pelt haben, nämlich auf 3 000 Megawatt im Jahr. Das ist
ein echtes Wort. 

Aber jetzt ist es wichtig, die Akzeptanz für die Foto-
voltaik in der Bevölkerung auf dem hohen Niveau zu er-
halten, auf dem sie schon jetzt besteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Denn von nichts kommt nichts: Natürlich fallen Kos-
ten für den Ausbau der Erneuerbaren an. 2009 betrugen
sie 1,1 Cent pro Kilowattstunde. In 2010, in diesem Jahr,
werden sie vermutlich 2 Cent pro Kilowattstunde errei-
chen. Das sind immerhin 6 Euro pro Monat für einen
Durchschnittshaushalt – ein Betrag, dessen Höhe ohne
Zweifel erträglich ist, der aber erklärt werden muss. Und
es ist schwierig zu erklären, dass im Jahr 2008 der Strom
aus Fotovoltaik, deren Anteil am Stromverbrauch
5 Prozent beträgt, letztendlich 45 Prozent der Umlage
verursacht hat. Zweistellige Renditeerwartungen müssen
zumindest erklärt werden. Deshalb musste die Bundesre-
gierung und muss dieses Haus auf den Umstand reagie-
ren, dass in 2009 die Systempreise – das heißt, die Preise
für die Module plus Installationskosten – insgesamt
durchschnittlich um 30 Prozent gesunken sind. Für die-
ses Jahr erwartet man noch einmal einen Preisrückgang
von 10 Prozent. Das liegt daran, dass der spanische
Markt nahezu zusammengebrochen ist. Das liegt auch
daran, dass es einen gewaltigen Zubau an Produktions-
kapazitäten gegeben hat. Deshalb müssen wir jetzt mo-
derat umsteuern. Genau das wollen wir mit der Novelle
tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir wollen die Vergütung der Preisentwicklung anpas-
sen, und zwar durch zusätzliche Degressionsschritte
zwischen 11 und 16 Prozent. 

In der Fotovoltaiknovelle wollen wir einen weiteren
Komplex angehen, und zwar das Thema der Flächen-
konkurrenz. Darüber haben wir schon in ganz anderen
Zusammenhängen gesprochen, zum Beispiel im Zusam-
menhang mit Biokraftstoffen. Flächen, gerade Ackerflä-
chen, werden zur Produktion von Nahrungsmitteln und
Futtermitteln, aber eben auch von Rohstoffen zur ener-
getischen oder stofflichen Nutzung gebraucht. Wenn
dazu noch eine Nutzung durch Fotovoltaik kommt
– dazu ist es im letzten Jahr vermehrt gekommen –, dann
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haben wir tatsächlich ein Problem, zu erklären, wie wir
diese unterschiedlichen Nutzungsmöglichkeiten unter
ein Dach bekommen und dazu noch den Flächenver-
brauch, der im Moment bei 100 Hektar pro Tag liegt,
realistisch und schnell zurückfahren wollen. Deshalb
wollen wir die Nutzung auf Ackerflächen einschränken
und stattdessen viel stärker als bislang noch Konver-
sionsflächen in den Mittelpunkt der Nutzung durch Foto-
voltaik stellen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ein dritter Punkt ist uns ganz wichtig, nämlich die
Förderung des Eigenverbrauchs: Wie bekommen wir es
hin, die Nachfrage dem volatilen Angebot anzupassen?
Das ist durch intelligente Haushaltsgeräte möglich, zum
Beispiel durch eine Waschmaschine oder Kühltruhe, die
zu laufen beginnen, wenn der Fotovoltaikstrom entspre-
chend produziert wird.

Wir hoffen aber auch, dadurch, dass wir den Eigen-
verbrauch so viel besserstellen als die Einspeisung ins
Netz, einen besonderen Anreiz für Innovationen im Be-
reich der Speichertechnologie zu schaffen und damit das
EEG nicht nur quantitativ auszubauen, sondern letztend-
lich auch qualitativ zu verändern. Ich glaube, dass wir
damit einen sehr interessanten und ausgesprochen not-
wendigen Weg einschlagen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir werden im Rahmen der Diskussionen im Aus-
schuss insbesondere darauf Wert legen, Planungssicher-
heit zu gewährleisten, und zwar für die Investoren, die
bereits investiert haben und auf der Grundlage der beste-
henden gesetzlichen Regelung in finanzielle Vorleistung
gegangen sind, gerade wenn sie sich in längeren Pla-
nungsphasen befinden, weil für die Realisierung ihres
Projektes zum Beispiel Bebauungspläne erforderlich
sind. Das wird ein Hauptteil unserer Arbeit sein und si-
cherlich auch im Rahmen der Anhörung eine Rolle spie-
len.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, kommen Sie mit
auf den Weg, das EEG qualitativ weiterzuentwickeln!
Ich freue mich auf unsere Diskussionen im Ausschuss.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Der Kollege Dirk Becker hat das Wort für die SPD-

Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dirk Becker (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Meine Damen und Herren! Das alles heute als qualita-
tive Weiterentwicklung zu verkaufen, ist ein netter Ver-
such. Für die qualitative Weiterentwicklung des EEG ist
zwar einiges zu tun, was Sie auch erwähnt haben, was
aber nicht Gegenstand der von Ihnen vorgesehenen Ge-
setzesänderung ist, um die es heute geht.

Einen Punkt will ich für die SPD-Fraktion ganz deut-
lich machen: Wir haben zu jeder Zeit gesagt, dass wir
auch die Akzeptanz dieses Gesetzes im Blick haben
müssen. Überförderungen dürfen nicht eintreten. Wir
müssen auf Überförderungen reagieren.

Wir haben 2009 – Frau Dr. Flachsbarth hat das ange-
sprochen – die Marktdynamik gerade beim Thema Foto-
voltaik aufgegriffen. In der Begründung zum Gesetz
heißt es, dass mit sinkenden Produktions- und Stromge-
stehungskosten zu rechnen ist. Deshalb wurden sowohl
die Degressionsschritte erhöht als auch der flexible Kor-
ridor oder atmende Deckel, wie er auch genannt wird,
eingeführt.

Das zeigt, dass wir schon darauf achten, wie sich der
Markt entwickelt. An der Marktentwicklung machen wir
fest, ob weitere Kürzungsschritte nötig sind oder ob die
Kürzungen geringer ausfallen können.

Entscheidend ist für mich eine einzige Frage: Wie er-
mittelt man verlässlich, was im Markt geht, und wie be-
gründet man das? An diese Frage will ich anknüpfen;
denn es ist der Hauptpunkt unserer Kritik. Die Vergü-
tungssätze werden immer wieder mit der schlechten
Preisentwicklung in Verbindung gebracht. Doch ange-
sichts der Preisentwicklung muss man zur Kenntnis neh-
men, dass Preisentwicklungen nicht nur von Kostensen-
kungspotenzialen abhängen, sondern dass insbesondere
im letzten Jahr auch der Zusammenbruch des spanischen
Marktes und die Wirtschaftskrise zu einem Absinken der
Modulpreise geführt haben. Das hing nicht nur mit dem
Kostensenkungspotenzial zusammen.

Wenn man das weiß und zur Kenntnis nimmt, dann
muss man sehr sorgfältig analysieren, wie viel künftig
im Markt möglich ist. An dieser Stelle gehen die Mei-
nungen weit auseinander. Sie, die Regierungsfraktionen,
schlagen uns 16 Prozent vor. Der Fachverband hat 5 Pro-
zent genannt.

(Marie-Luise Dött [CDU/CSU]: Und die 
Verbraucherschützer?)

Die SPD hat bisher bewusst noch keine Zahl in die Welt
gesetzt, weil es uns wichtig ist, dass die Höhe nicht nach
Gemüt oder nach Stimmung, sondern so sachverständig
wie möglich ermittelt wird. Deshalb haben wir eine
Sachverständigenanhörung gefordert und werden nach
der Sachverständigenanhörung einen Vorschlag unter-
breiten, was geht. 

Ich sage nur eine Hausnummer: Die Landesbank Ba-
den-Württemberg, die nicht im Verdacht steht, der SPD
nahezustehen, hat gesagt, dass sie alles über 10 Prozent
als gefährlich für die Branche ansieht, was den deut-
schen Markt angeht. 

Wir haben versucht, beim Bundesminister in Erfah-
rung zu bringen, auf welcher Grundlage diese 16 Prozent
entstehen. Wir haben, wie gesagt, die Sachverständigen-
anhörung beantragt. Mittlerweile hat der Kollege Kelber
nach mehrfacher Rückfrage ein Gutachten bekommen,
das an mehreren Punkten bemerkenswert ist. 

Erstens. Bisher haben Sie argumentiert, sie wollten
Preisentwicklungen der Vergangenheit aufnehmen, um
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dann zu einer einmaligen zusätzlichen Absenkung zu
kommen. Das Zitat in dem Gutachten sagt etwas ande-
res. Da geht man davon aus, dass Erhebungen zufolge
für 2010 Preissenkungen von 10 bis 15 Prozent zu er-
warten sind. Dass man aufgrund einer Prognose für das
laufende Jahr bereits in das Gesetz eingreifen will, wi-
derspricht dem bisherigen Grundsatz der Degression,
wie wir ihn im Gesetz verankert haben. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zweitens. Entscheidend ist aber auch die Frage, wo-
her diese 10 bis 15 Prozent kommen. Da unterstellt man,
dass in einer so wichtigen Frage Wissenschaftler, Wirt-
schaftsinstitute und wer auch immer gefragt wurden.
Wenn man dann liest, woher das kommt, staunt man: Es
ist eine Umfrage einer Zeitung. Auf der Grundlage von
Daten einer Zeitung kommt diese Regierung zu diesen
16 Prozent. Es kann doch wohl nicht Ihr Ernst sein, in ei-
ner so wichtigen Frage Ihre Entscheidung von Mei-
nungsumfragen einer Zeitung abhängig zu machen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. Patrick Kurth
[Kyffhäuser] [FDP]: Welche Zeitung war das
denn?)

– Photon. – Wir erwarten einfach, dass in diesen Fragen,
bei denen es auch um 50 000 Arbeitsplätze in diesem
Land geht, in der Tat eine breite wissenschaftliche Basis
Gegenstand der Kürzungsschritte ist. 

Drittens. Diese Studie arbeitet, wie ich finde, nicht
ganz fair mit anderen Studien. Man sucht ganz geschickt
aus verschiedensten Studien Zahlen zusammen und ver-
mengt sie ein wenig, um dann zu dem Ergebnis zu kom-
men, das man – das behaupte ich – erreichen wollte. So
wird die BP-Studie zitiert. Man greift Modulkosten aus
dieser BP-Studie auf, argumentiert dann aber nicht im
Sinne dieser Studie zu Ende. Man sagt nur: BP sagt;
1 600 Euro bis 1 700 Euro sind zu erwarten; davon ge-
hen wir jetzt einmal aus. Unter dem Strich heißt das,
dass wir um 16 Prozent kürzen können. BP kommt zu ei-
nem ganz anderen Ende. BP sagt, wie ich vorhin ausge-
führt habe, dass die Preissenkungen des vergangenen
Jahres noch nicht durch Maßnahmen in den Unterneh-
men in dem Sinne umgesetzt werden konnten, dass sie
auch zu Kostensenkungen wurden, und kommt zu dem
Ergebnis, dass eine Kürzung über 10 Prozent den deut-
schen Markt nachhaltig beeinflussen würde. Das heißt,
dass deutsche Unternehmen massenhaft große Probleme
bekommen und wahrscheinlich sogar nicht mehr im
Weltmarkt konkurrenzfähig sind. Meine Damen und
Herren, ich habe einfach die Bitte: Wenn Sie solche Gut-
achten vorlegen, dann zitieren Sie fair und gehen Sie
auch auf die Ergebnisse und Argumente der anderen Stu-
dien ein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN – Ulrich Kelber [SPD]: Das wird
Thema der Anhörung!)

Ich will noch kurz auf Folgendes eingehen: Das Wirt-
schaftsministerium hat zu Recht festgestellt, dass die
Branche, also die PV-Industrie, ihre Rolle als weltweiter

Technologieführer sichern muss, indem sie an der Spitze
der Bewegung steht. Das heißt technologischer Fort-
schritt made in Germany als besonderes Aushänge-
schild, was zugleich einen Wettbewerbsvorteil bedeutet.
Nur sage ich noch einmal: Dazu braucht es Zeit. Das
geht nicht in einem solchen Hauruckverfahren mit derar-
tigen Kürzungen innerhalb eines Jahres. 

Ich hätte nie gedacht, dass ich einmal auf die Regie-
rung des Freistaates Bayern Bezug nehmen muss. Ich
mache dies aber gerne. 

(Patrick Kurth [Kyffhäuser] [FDP]: Gott sei 
Dank!)

– „Gott sei Dank“, sagt Herr Kauch.

(Michael Kauch [FDP]: Ich habe gar nichts ge-
sagt! – Patrick Kurth [Kyffhäuser] [FDP]:
Nehmen Sie mal Thüringen!)

– Ach so, dann kam es aus Thüringen. Es heißt hier ganz
klar: Die kurzfristige Umsetzung dieser Pläne überfor-
dert die Anpassungsfähigkeit der deutschen Solarwirt-
schaft. Eine zu abrupte und drastische Kürzung birgt die
Gefahr schwerer Marktverwerfungen und bedeutet den
Verlust wertvoller Arbeitsplätze in einer hochmodernen
Branche. 

(Beifall der Abg. Eva Bulling-Schröter [DIE 
LINKE])

Ich habe gehört, dass sich Frau Gönner in einem heute
erschienenen Interview ähnlich geäußert hat und sich
dieser Auffassung anschließt.

Ich habe nur die Bitte: Seien Sie so fair, offen in diese
Anhörung zu gehen, sodass wir mit einem gemeinsamen
Ergebnis herausgehen! Beteiligen Sie die Branche in
Gänze! Verwenden Sie nicht nur die Meinungsumfrage
eines Magazins als Entscheidungsgrundlage! Das Thema
ist dafür zu wichtig, sowohl im Hinblick auf den Ausbau
der erneuerbaren Energien als auch die vielen Arbeits-
plätze in unserem Land. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Herr Kollege. 

Dirk Becker (SPD): 
Herr Bundesminister, ich habe die herzliche Bitte:

Werden Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst und gehen
Sie auf unsere Argumente ein! 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Michael Kauch hat das Wort für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Michael Kauch (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr

Becker hat einen richtigen Punkt angesprochen: Es ist
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für die Politik sehr schwer, im Bereich des EEG die rich-
tigen Preise zu finden. Man stellt sich nur die Frage, wa-
rum es die SPD in elf Jahren Regierungszeit, davon zehn
nach Verabschiedung des EEG, nicht geschafft hat, eine
staatliche, unabhängige Marktbeobachtungsstelle an
eine der vorhandenen Behörden anzuhängen. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Eine neue Behörde!)

Wir sind in dieser Diskussion immer wieder auf inte-
ressengeleitete Informationen angewiesen. Man muss
sich auch bei einer Bank wie der LBBW fragen: Was ha-
ben die in ihren Investmentportfolios? Dass uns die
Branche andere Zahlen nennt als die Verbraucherschüt-
zer, ist möglicherweise auch nicht überraschend. Ich
ziehe eine erste Lehre aus diesem Gesetzgebungsverfah-
ren – erstmals nicht in der Opposition, sondern als Ver-
treter einer Regierungsfraktion –: Wir müssen uns bei
den Beratungen zum Haushalt 2011 darüber unterhalten,
ob wir hier nicht eine unabhängige staatliche Beobach-
tung der Marktentwicklung einführen sollten. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Eine neue Behörde? Da 
können auch Fehler eingestellt werden!)

– Das sind Fehler, die Sie gemacht haben. Das FDP-ge-
führte Wirtschaftsministerium hat die einzige unabhän-
gige Studie, das Prognos-Gutachten, eingeholt, die die-
sen Beratungen zugrunde liegt. Wir sind noch hinter den
Vorschlägen geblieben, die dieses Gutachten zur Degres-
sion macht.

Lassen Sie mich, um dieses Thema abzuschließen, et-
was aus dem Bauernblatt-Sonderdruck zitieren. Dort
schreibt der Bundesverband Solarwirtschaft, vertreten
durch Kai Lippert: 

Selbst nach einer zusätzlichen Kürzung der Ein-
speisevergütung zum Halbjahreswechsel werden
Photovoltaikanlagen weiterhin eine attraktive und
überdurchschnittlich rentable Geldanlage für Haus-
besitzer und sicherheitsorientierte Investoren sein.

Was gilt denn nun? Einerseits sagt der BSW, dass eine
Degression um mehr als 5 Prozent die Branche ruiniert;
andererseits empfiehlt er im Bauernblatt-Sonderdruck,
in die Solarenergie zu investieren, weil dies eine „über-
durchschnittlich rentable Geldanlage“ sei. Nur eines
kann richtig sein. Man muss das im Lichte dessen beur-
teilen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Die FDP will, dass wir den Weg in das regenerative
Zeitalter beschreiten. Die Solarbranche ist eine Zu-
kunftsbranche, die wir am Standort Deutschland aus-
bauen wollen. Klar ist aber auch: Die ganze Förderung
wird am Schluss von den Verbraucherinnen und Ver-
brauchern bezahlt. Wir haben als Gesetzgeber eine Ver-
antwortung gegenüber den Bürgern, die die Rechnung
zahlen. Wir sind dafür, eine Förderung zu betreiben, um
die Solarenergie auszubauen, wir erhöhen sogar die Aus-
bauziele; aber es kann doch nicht sein, dass Anleger auf
Kosten der Stromverbraucher Traumrenditen erwirt-
schaften. Familien mit Kindern müssen hier die größte
Zeche zahlen. Die SPD redet hier einer Umverteilung
von unten nach oben das Wort. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Der Solarkompromiss gefährdet nicht das Wachstum
im Bereich der Solarenergie. Wir senken zwar die Vergü-
tungen ab; aber wir erweitern den Ausbaukorridor. Zu-
gleich hat die FDP in den Verhandlungen erreicht, dass
die Degression im Jahr 2011 im Vergleich zum BMU-
Vorschlag abgemildert wurde. Ich glaube, wir müssen
uns auf diesen Punkt konzentrieren. 

Jetzt geht es darum, die Kostensenkungen der vergan-
genen Jahre nachzuvollziehen. Aber es geht in der Ent-
wicklung der Branche auch darum, was nach dem Jahr
2010 geschieht. Ein Punkt in der Anhörung, auf den wir
noch etwas Sachverstand verwenden sollten, wird sein:
Was ist für die Zukunft das richtige Maß, und vor allen
Dingen was ist der richtige Beobachtungszeitraum für
unsere Berechnungen in Bezug auf das nächste Jahr? 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch ein
Thema ansprechen, das für die FDP von herausragender
Bedeutung war und ist, nämlich das Thema Vertrauens-
schutz. Wir haben erreicht, auch vor dem Hintergrund
des harten vergangenen Winters, dass die Fristen bei den
Dachanlagen verschoben wurden und dass die Degres-
sion nicht zum 1. April, sondern erst zum 1. Juli wirk-
sam wird.

(Beifall bei der FDP)

Unser Anliegen ist auch, dass Investoren, die im Ver-
trauen auf das EEG schon deutlich vor der Bundestags-
wahl in Freiflächenanlagen investiert haben, nicht plötz-
lich vor den Trümmern ihrer Investitionsentscheidung
stehen. Auch hier haben wir Verbesserungen erreicht.
Aber wir müssen in der Anhörung herausfinden, ob das
in allen Fällen ausreichenden Vertrauensschutz bietet.
Das ist die Offenheit, mit der wir in die Anhörung gehen.

Offen sind wir beispielsweise auch in der Frage des
Eigenverbrauchs. Auf die Frage, inwieweit der Eigen-
verbrauch vorangebracht werden kann, ohne dass es zu
Mitnahmeeffekten kommt, wird die Anhörung ebenfalls
eine Antwort bringen müssen. Die Diskussion darüber
müssen wir ergebnisoffen führen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Eine Frage, die wir bereits in den vergangenen Wo-
chen intensiv diskutiert haben und bei der die Emotionen
sehr stark sind, ist mir noch wichtig: Sollen Solaranlagen
auf Äckern installiert werden oder nicht? Es kann aus
unserer Sicht keine sinnvolle Lösung sein, wenn man
großflächig auf besten Böden Solaranlagen installiert.
Aber wir haben in der Koalition einen Kompromiss
schließen müssen, zu dem wir auch stehen. Die FDP hat
erreicht, dass im Gegenzug zum Ausschluss der Äcker
die Konversionsflächen in ihrer wirtschaftlichen Nut-
zung deutlich ausgeweitet wurden. Aber sollte die CSU
ihre Position jetzt ändern, wie es der bayerische Minis-
terpräsident angedeutet hat, dann wird dies an der FDP
nicht scheitern. Auch das werden wir in den nächsten
Wochen miteinander diskutieren müssen, um bei den
Freiflächenanlagen, die der Billigmacher der Solarbran-
che sind, zu einem guten Ergebnis zu kommen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Ich erteile das Wort der Kollegin Eva Bulling-

Schröter für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Eva Bulling-Schröter (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Nachdem die Bundesregierung seit Monaten mit Ver-
lautbarungen Unruhe, Ängste und Chaos in der Branche
der erneuerbaren Energien schürt und wöchentlich eine
neue energiepolitische Sau durchs Dorf treibt, liegt nun
ein Gesetzentwurf der Koalition dazu vor. Ich halte ihn
für einen Salto rückwärts. Der Antrag, den wir vorgelegt
haben, will da einiges ausbügeln. 

Deutschland steht vor einer Systementscheidung. Der
notwendige Ausbau der erneuerbaren Energien ist mit
einer Verlängerung der Laufzeiten von Atomkraftwerken
und dem Neubau von Kernkraftwerken nicht vereinbar.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen der Bundes-
regierung spricht von einem grundlegenden Systemkon-
flikt zwischen einem hohen Anteil von Strom aus
Grundlastkraftwerken auf der Basis von Kohle und Uran
und einem weiteren Ausbau erneuerbarer Energien. Das
sind klare Worte. Ich frage mich: Warum ignorieren Sie
eine solche Aussage? Wenn Sie die Aussagen des Sach-
verständigenrates immer ignorieren, bräuchten Sie sich
eigentlich keinen zu leisten. 

(Beifall bei der LINKEN)

Seit Einführung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
ist – das wurde schon dargelegt – der Anteil der erneuer-
baren Energien an der Stromversorgung auf über
16 Prozent angestiegen. Bei jährlichen Minderungen von
gegenwärtig etwa 110 Millionen Tonnen Kohlendioxid
leisten erneuerbare Energien damit einen wichtigen
Beitrag zum Klimaschutz. Also müssen sie ausgebaut
werden. Wesentliche Ursache dieser dynamischen Ent-
wicklung ist die durch das EEG garantierte Einspeise-
vergütung für Strom aus erneuerbaren Energien. Die
ebenfalls dort verankerte jährliche Absenkung der Ein-
speisevergütung – das ist die Degression – hat sich als
Anreiz für technische Innovationen und die Optimierung
in der Anlagenproduktion bewährt. 

Für Investoren und auch für die produzierenden Un-
ternehmen brauchen wir Planungssicherheit durch mit-
telfristig festgelegte Vergütungssätze und Degressions-
schritte. Das ist von zentraler Bedeutung.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Unter dem Motto „Wenn es am schönsten ist, soll
man aufhören“ legt uns die Koalition einen Gesetzesent-
wurf auf den Tisch, der die positive Entwicklung im Be-
reich Solarstrom beenden soll;

(Horst Meierhofer [FDP]: So ein Quatsch!)

zumindest – so schätzen wir das ein – besteht die große
Gefahr. Eigentlich könnte es uns, den Linken, egal sein,
wenn Schwarz-Gelb wieder einmal Fehler macht und
sich ein ums andere Mal als verlängerter Arm der Kon-
zerne profiliert.

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Um Gottes 
willen!)

– Hören Sie doch zu! – Es ist uns aber nicht egal, wenn
Sie Tausende Arbeitsplätze in Gefahr bringen und zu-
gleich energie- und klimapolitisch zur Rolle rückwärts
ansetzen. Wir halten Ihren Gesetzesentwurf für kontra-
produktiv. Ich sage es noch einmal: Seine Verabschie-
dung gefährdet viele heimische Produzenten. Bereits
jetzt mussten einige Kommunen und Privatanleger ihre
Solarprojekte auf Eis legen oder absagen, weil sie die
Kostenfrage nicht mehr klären können.

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Welche?)

Von der Koalition kamen im Januar nebulöse Ankün-
digungen. Zuerst hieß es, dass zum 1. April gekürzt wer-
den soll. Jetzt soll die Kürzung zum 1. Juli erfolgen. Je-
des Mal stehen andere Zahlen im Raum. Jede Woche
gibt es einen anderen Sachverhalt. Niemand weiß mehr,
wie es eigentlich weitergehen soll. Das ist unverantwort-
lich gegenüber der ganzen Branche.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Sie kommen mit Entwürfen, die sämtlichen Solar-
unternehmen die Haare zu Berge stehen lassen und den
Beschäftigten den Angstschweiß auf die Stirn treiben.
Sie sind in diesen Fragen ziemlich beratungsresistent.
Sie agieren in Rambo-Manier und gefährden – ich sage
es noch einmal – Tausende Arbeitsplätze, insbesondere
an Solarstandorten mit vielen kleineren Unternehmen in
den strukturschwachen Regionen Sachsen, Sachsen-An-
halt und Thüringen.

(Patrick Kurth [Kyffhäuser] [FDP]: Lassen Sie 
Thüringen mal aus dem Spiel!)

Aber auch in Bayern gibt es Widerstand. Auch Herr
Seehofer hat sich dazu geäußert. Mich würde interessie-
ren, ob er die Sonderausgabe des Bauernblatts gelesen
hat. Sie zerstören auch international Vertrauen in die
Verlässlichkeit deutscher Umwelt- und Energiepolitik –
mit unabsehbaren Folgen.

Nur noch einmal als Merkposten: 300 000 Menschen
arbeiten hierzulande in der Branche der erneuerbaren
Energien – Tendenz stark steigend. Das sind zehnmal so
viele wie in der konventionellen Energieerzeugung. Al-
lein 60 000 Beschäftigte entfallen auf die Fotovoltaik-
branche, vor allem im produzierenden Gewerbe und im
Handwerk.

Jetzt behauptet die Regierungskoalition, die konkre-
ten Zahlen und Vorhaben in engem Kontakt mit Solar-
wirtschaft und Interessenverbänden abgesprochen zu ha-
ben. Ich weiß nicht, mit wem Sie da gesprochen haben.
Wir haben viele Mails und Briefe erhalten. Wir haben
auch mit dem Bundesverband Erneuerbare Energie ge-
sprochen. Da sind uns andere Zahlen vorgelegt worden;
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das wurde vorher schon angedeutet. Ich meine, dass wir
das in der Anhörung sehr intensiv diskutieren müssen.

Wir fordern einen Austausch mit den Betroffenen al-
ler Ebenen. Den werden wir führen. Wir fordern in unse-
rem Antrag, die Einspeisevergütung

(Horst Meierhofer [FDP]: 10 Euro!)

im einstelligen Prozentbereich zu kürzen, keine Decke-
lung des jährlichen Leistungsausbaus vorzunehmen und
vor allem keinen Axthieb auszuführen, sondern eine
schrittweise Anpassung vorzusehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Sowohl die Branche als auch die Verbraucher müssen
sich so auf die Anpassung einstellen können. Dazu benö-
tigt man natürlich auch Zeit. Unser Antrag wird dieser
Tatsache gerecht.

Die von der Koalition vorgesehene flexible Markt-
anpassung der Einspeisevergütung, nach der die Degres-
sion um weitere 3 Prozentpunkte angehoben wird, wenn
zu viele Solaranlagen gebaut werden, widerspricht unse-
rer Meinung nach dem eigentlichen Förderzweck des
EEG. Marktwachstum ist kein Maß für die Kostenent-
wicklung bei der Herstellung von Solarmodulen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Möchten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen

Hinsken zulassen?

Eva Bulling-Schröter (DIE LINKE):
Nein, will ich nicht. – Im Übrigen verschweigt die

Koalition elegant, dass zur Einmalabsenkung mit dem
Jahreswechsel 2011 noch eine Sonderabsenkung um
2 Prozent dazukommt.

Bereits in Ihrem eigenen Gesetzentwurf wird davon
ausgegangen. Sie versuchen, als Leistung zu verkaufen,
dass die Zielmarke des Solarausbaus hochgesetzt wird.
Ich frage Sie: Was ist das für eine Zielmarke, von der Sie
bereits jetzt wissen, dass sie überschritten wird? Das ist
keine Zielmarke, sondern eine Schranke.

Wem nützt es letztendlich, wenn der Ausbau der
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien gebremst
wird? Das nützt denjenigen, die aus abgeschriebenen
Kernkraftwerken Milliardenprofite machen, und den
politischen Akteuren, die als Lobbyisten der Energie-
konzerne auftreten und sich für Laufzeitverlängerungen
starkmachen.

(Michael Kauch [FDP]: Den Hartz-IV-Emp-
fängern nützt Ihre Position nichts!)

– Sie haben über Profite gesprochen, die abgeschöpft
werden. Dabei haben Sie uns an Ihrer Seite. In den ver-
gangenen Jahren haben wir dafür gekämpft, die Profite
der großen Konzerne abzuschöpfen, um endlich Mittel
für die Menschen zu haben, die weniger Geld verdienen.
Das haben Sie aber nicht getan.

Sie verfolgen Ihre Ziele jetzt in der Solarbranche, die
schwach ist.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin!

Eva Bulling-Schröter (DIE LINKE):
Die großen Konzerne hingegen fassen Sie nicht an.

Mit denen gehen Sie – wie es Gregor Gysi heute Vormit-
tag schon gesagt hat – lieber zum Essen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN
und der SPD – Zuruf von der SPD: Aber die
zahlen das auch!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Hans-Josef Fell hat das Wort für Bündnis 90/Die Grü-

nen.

Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Liebe Gäste auf der Tribüne! Gestern hat Umwelt-
minister Röttgen die aktuelle Erfolgsbilanz der erneuer-
baren Energien vorgestellt: Gegen den Trend der
Wirtschaftskrise sind sie – Frau Kollegin Flachsbarth hat
schon darauf hingewiesen – weiter gewachsen. Die In-
vestitionen in dieser Branche sind im vergangenen Jahr
auf knapp 18 Milliarden Euro gestiegen. Sie bieten be-
reits 300 000 Arbeitsplätze, allein 60 000 davon in der
Solarwirtschaft. Kein anderer Industriezweig in Deutsch-
land hatte in den letzten zehn Jahren eine solche Bilanz
vorzuweisen. Das ist eine hervorragende rot-grüne Er-
folgsgeschichte, die von Union und FDP nicht initiiert,
sondern anfänglich sogar bekämpft wurde.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Sehr geehrter Herr Röttgen, Sie reden viel von erneu-
erbaren Energien. Wir glauben Ihren schönen Worten
aber nicht mehr, weil Sie mit Ihren Handlungen offen-
sichtlich auf die Beendigung dieser Erfolgsgeschichte
abzielen. Ihr Plan einer achtjährigen Laufzeitverlänge-
rung und Ihre Unterstützung für den Neubau von Kohle-
kraftwerken werden eine massive Mauer gegen den Aus-
bau der erneuerbaren Energien aufbauen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dirk Becker [SPD])

Gleichzeitig greifen Sie heute mit der Vorlage der No-
velle zum Erneuerbare-Energien-Gesetz massiv in die
Erfolgsgeschichte der Solarwirtschaft ein. Sie wollen
nach der zum Jahreswechsel erfolgten Senkung der So-
larvergütung um etwa 10 Prozent nun zum Juli erneut
um bis zu 16 Prozent senken und zu Beginn des nächsten
Jahres noch einmal um circa 10 Prozent zulangen. Ein-
nahmeverluste von mehr als 30 Prozent innerhalb eines
Jahres kann keine Branche schadlos überstehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Zusätzlich wollen Sie mit den besonders kostengünsti-
gen Freiflächen auf den Äckern sogar ein ganzes Markt-
segment völlig zum Erliegen bringen.
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Alle diese Vorschläge sind hochgefährlich für die
deutsche Solarwirtschaft. Das sieht neben den Minister-
präsidenten der Ostbundesländer nun sogar die baden-
württembergische Umweltministerin Gönner so.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Fell, Herr Kollege Hinsken würde Ihnen gern

eine Zwischenfrage stellen.

Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gerne, Herr Hinsken.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Hinsken, bitte schön.

Ernst Hinsken (CDU/CSU):
Herr Kollege Fell, zunächst einmal herzlichen Dank,

dass Sie meine Frage zulassen.

Vorweg möchte ich bemerken, dass ich grundsätzlich
für Solarenergie bin. Ich sage das, damit hier kein fal-
scher Eindruck entsteht.

(Ulrich Kelber [SPD]: Aber?)

Halten Sie es für gerechtfertigt, dass jemand im son-
nigen Regierungsbezirk Niederbayern mit 100 000 Euro
Bargeld in der Tasche zu einer Bank gehen und einen
Kredit in Höhe von 15 Millionen Euro beantragen kann,
um sich 10 Hektar landwirtschaftliche Nutzfläche zu
kaufen und darauf eine Solaranlage zu errichten? Das
heißt, es wäre möglich, mit einem Einsatz von 0,6 Pro-
zent Eigenkapital 15 Millionen Euro zu investieren und
so in den folgenden 20 Jahren letztlich Millionen heraus-
zuholen. Ist das nicht ein bisschen überzogen? Ist das
noch nachvollziehbar? Ist das gerechtfertigt? Sind Sie
nicht ebenfalls der Meinung, dass diese Förderung voll-
kommen überzogen ist und dass deshalb dringend Kor-
rekturen erforderlich sind?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Kollege Hinsken, ich würde Ihr Bekenntnis zur

Solarenergie ernster nehmen, wenn Sie dieselben Maß-
stäbe, die Sie hier in Bezug auf die hohen Renditen an
die Solarwirtschaft anlegen, auch an die Atomwirtschaft
und die Kohlewirtschaft, die überzogene Gewinne erzie-
len, anlegen würden. Ich habe noch nie gehört, dass Sie
diese kritisiert haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
der SPD)

Es sind Milliardengewinne, die in Unternehmen dieser
Branche durch Strompreiserhöhungen, die unsere Kun-
den immer mehr belasten, erwirtschaftet werden; ich
werde in dieser Rede noch darauf eingehen. Diese Ge-
winne thematisieren Sie nicht.

In der Tat bin ich in einem Punkt ganz bei Ihnen:
Auch überzogene Gewinne der Solarwirtschaft müssen
gecancelt werden; dazu stehen wir. Wir reden aber erst

dann ehrlich miteinander, wenn Sie endlich auch die
überzogenen, weitaus höheren Milliardengewinne der
Unternehmen, die mit konventionellen, klimaschädli-
chen Technologien produzieren, kritisieren. Genau das
habe ich von Ihnen aber noch nie gehört.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD – Ernst
Hinsken [CDU/CSU]: Das heißt, Äpfel mit
Birnen zu vergleichen!)

Viele der jungen deutschen Solarfabriken haben be-
reits 2009 rote Zahlen geschrieben. Vielfältige Ursachen
stehen hinter dem Preisverfall. Der politisch verordnete
Zusammenbruch des spanischen Marktes, die massive
Unterstützung Chinas für den Aufbau neuer Solarfabri-
ken, die Probleme mit einem unterbewerteten Yuan, all
das sind Randbedingungen, die die deutschen Solarfabri-
ken aus eigener Kraft nicht ändern können. Was die Un-
ternehmen hier brauchen, ist eine klare Innovationsun-
terstützung. Aber auch hier machen Sie von der Union
das glatte Gegenteil, indem Sie, statt die Fotovoltaikfor-
schungsmittel im Haushalt zu erhöhen, diese sogar noch
um 4 Millionen Euro kürzen. Viele Experten befürchten,
dass mit Ihren Vorschlägen zur Solarvergütung und zur
Kürzung der Fotovoltaikforschungsmittel Zehntausende
Jobs in den deutschen Solarfabriken gefährdet sind.
Symbolische Werksschließungen und Protestkundge-
bungen der Belegschaften lassen Sie einfach kalt.

Als Jobverluste in der Automobilwirtschaft drohten,
haben Sie von der Union zusammen mit den Sozialde-
mokraten über die Abwrackprämie gleich 6 Milliarden
Euro neue Schulden gemacht, um den Kauf von sprit-
fressenden Autos zu unterstützen, die sogar das Klima
schädigen. Doch in der Branche mit der Klimaschutz-
technologie Fotovoltaik produzieren Sie Arbeitslose.
Wie passt das zusammen? Es gelten bei Ihnen offen-
sichtlich unterschiedliche Gesetze.

Sie folgen aufgebauschten, überzogen hochgerechne-
ten Belastungsszenarien, die vor allem von Atom- und
Kohlekonzernen vorgelegt werden oder in von ihnen fi-
nanzierten wissenschaftlichen Studien erscheinen. Sie
fürchten Dutzende Milliarden Euro Markteinführungs-
hilfen für die Fotovoltaik in den nächsten 20 Jahren. Ge-
flissentlich verschweigen Sie in der Debatte, dass die
Atomwirtschaft in Deutschland rund 165 Milliarden
Euro staatliche Förderung erhalten hat, weit mehr, als
die Fotovoltaik jemals benötigen wird. Sie verschweigen
auch die Folgekosten der Atomwirtschaft: Mindestens
40 Milliarden Euro kostet den Steuerzahler die Entsor-
gung der Atomforschungseinrichtungen. Niemals wird
die Fotovoltaik solche Schäden verursachen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Sie verschweigen auch, dass für die Atomkraft da-
mals der Strompreis massiv erhöht wurde. Sie ver-
schweigen zudem, dass die Steinkohlewirtschaft rund
180 Milliarden Euro an Beihilfen erhalten hat und dass
sogar im schwarz-gelben Haushalt wieder 2 Milliarden
Euro für Kohlesubventionen bereitgestellt werden. Wo
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ist die Gleichwertigkeit der Betrachtung, wenn Sie die
überzogenen Kosten für die Fotovoltaik thematisieren?
Ich höre nichts davon, dass Sie selber konventionelle
Technologien immer noch zu stark unterstützen. Klima-
schutz und Zukunftsinvestitionen sehen wahrhaftig an-
ders aus. Sie von der Union und der FDP beklagen sich
auch über die angeblich hohe Belastung durch die
Strompreise und verschweigen, dass die erneuerbaren
Energien schon heute zur Senkung der Strompreise über
den sogenannten Merit-Order-Effekt beitragen. Scham-
los streichen die Stromkonzerne die darüber erzielbaren
Gewinne ein und erhöhen mit ihrer Monopolmacht die
Strompreise. Allein 6 Milliarden Euro haben die Kon-
zerne im letzten Jahr den Stromverbrauchern zusätzlich
abgeknöpft, ohne dass irgendeine Gegenleistung er-
bracht wurde. Der Gipfel der Frechheit ist, dass sie diese
Strompreiserhöhungen mit den Mehrkosten für erneuer-
bare Energien begründen. Herr Kauch, auch Sie haben
die hohen Strompreise kritisiert. Ich habe von Ihnen bis-
her nichts über diese überzogenen Milliardengewinne
der Konzerne gehört. Mit dem Kampf dagegen können
Sie Verbraucherschutz praktizieren und nicht mit der
Kürzung der Solarvergütung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Sie von Union und FDP verschweigen zudem wich-
tige positive volkswirtschaftliche Effekte, die die Strom-
preiserhöhungen sogar überkompensieren. Obwohl die
Fotovoltaik erst in den Anfängen steckt, wurden durch
sie 2009 bereits 3,6 Millionen Tonnen CO2 eingespart.
Steuereinnahmen in Höhe von über 3 Milliarden Euro
wurden in der Solarstrombranche erwirtschaftet, und
Kosten in Höhe von rund 400 Millionen Euro für Ener-
gieimporte, vor allem von Kohle und Erdgas, wurden
durch die Fotovoltaik letztes Jahr vermieden.

All diese ökologischen und volkswirtschaftlichen
Vorteile spielen für Sie aber keine Rolle. Sie wollen die
wichtigste Energiequelle der Zukunft, mit der die Bürge-
rinnen und Bürger bald kostengünstig selbst Strom er-
zeugen können, zum Schutz der Atom- und Kohlekon-
zerne ausbremsen. 

Längst haben wir Grüne vielfältige Vorschläge ge-
macht, wie die Balance zwischen Vermeidung überzoge-
ner Gewinne und einem weiteren Ausbau der Fotovol-
taik gelingen kann. Wir haben Ihnen aufgezeigt, dass die
Vergütung in diesem Jahr in drei gestaffelten Schritten
um jeweils 3 Prozent gesenkt werden kann. Dies vermei-
det überhöhte Gewinne und gleichzeitig abrupte Markt-
verwerfungen. Lösen Sie doch einfach den Konflikt um
die Ackerflächen, indem Sie eine agrarische Nutzung
der Freiflächen zulassen. Es wird keinen Konflikt zwi-
schen Lebensmittelerzeugung und Solarstrom geben, da
selbst bei einer Vollversorgung mit erneuerbaren Ener-
gien nicht mehr als 0,5 Prozent der deutschen Ackerflä-
chen für Freiflächenanlagen gebraucht würden. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und der SPD)

Mit dem Aufgreifen der grünen Vorschläge im parla-
mentarischen Verfahren würde auch der skurrile Streit

innerhalb der CSU endlich beendet werden. In Bayern
lacht man Sie doch inzwischen aus. Nur eine Stunde
nach der Kabinettsentscheidung in Berlin hat Minis-
terpräsident Seehofer die CSU-Minister Guttenberg,
Aigner und Ramsauer heftig kritisiert, indem er sagte,
dieser Beschluss sei das Ende der bayerischen Solarwirt-
schaft. Herr Seehofer hat recht. Nur, warum hat er seine
Minister nicht vorher zurückgepfiffen? 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Herr Kollege Fell, Sie müssen zum Schluss kommen.

Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das Spiel wird immer klarer. Sie reden zwar viel von

erneuerbaren Energien; in Wirklichkeit geht es Ihnen
aber um den Schutz der Atom- und Kohlekonzerne. 

(Dr. Maria Flachsbarth [CDU/CSU]: Ach, 
Herr Fell!)

Sie greifen so massiv ein, um den Ausbau erneuerbarer
Energien auszubremsen. 

Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Das Wort hat der Bundesminister Dr. Norbert

Röttgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Norbert Röttgen, Bundesminister für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit: 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Nach den relativ aufgeregten Reden der Opposi-
tion will ich mich dem Versuch zuwenden, die Debatte
auf ihren Kern zurückzuführen, in dem wir in diesem
Hause, so glaube ich, weitgehend übereinstimmen. Ich
möchte die Frage stellen: Was folgt aus der Übereinstim-
mung in diesem Haus für die Förderung der Fotovoltaik,
der Solarenergie? 

Die Erfolgsgeschichte der erneuerbaren Energien
– auch die wirtschaftliche Erfolgsgeschichte: 300 000 Ar-
beitsplätze – 

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Späte Erkenntnis!)

ist geschildert worden. Sie ist nicht nur schön, sondern
sie ist auch notwendig als energiepolitische Schlussfol-
gerung: Es bedarf eines Strukturwandels, den der Bun-
despräsident in dieser Woche beschrieben hat. Ich bin
außerordentlich dankbar dafür und nutze diese Debatte
bewusst, um das entscheidende und aus meiner Sicht
wichtigste Zitat aus einem Interview des Bundespräsi-
denten in diese Debatte einzuführen, weil das der Ge-
samtkontext der Strategie zur Förderung der erneuerba-
ren Energien ist. Ich zitiere aus einem Interview des
Bundespräsidenten von dieser Woche:
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Wir müssen jetzt den Paradigmenwechsel hin zu ei-
ner Wirtschaftsweise einleiten, die unser Planet ver-
kraftet und die letztlich auch mehr Sinn stiftet.

(Marco Bülow [SPD]: Genau! Deshalb verlän-
gern Sie die Atomlaufzeiten und kürzen bei
der Solarenergie!)

Der Befund ist doch eindeutig: Die Rohstoffe wer-
den knapper, die Energie wird knapper, die Um-
weltschäden werden größer. Für mich gibt es kei-
nen Zweifel: Die Nation, die sich am schnellsten,
am intelligentesten auf diese Situation einstellt,
wird Arbeitsplätze und Wohlstand schaffen.

Genau so ist es. Ich finde, wir können dem Bundespräsi-
denten dankbar sein, dass er das in dieser Klarheit for-
muliert hat. Das darf eine Würdigung in diesem Hause
finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Ulrich Kelber [SPD]: Das war
eine Ermahnung an Sie, Herr Röttgen!)

– Ich weiß nicht, warum Sie sich selbst dann empören,
wenn der Bundespräsident etwas Richtiges sagt, von
dem ich unterstelle, dass auch Sie es für richtig halten. –

(Ulrich Kelber [SPD]: An Ihre Adresse hat er
es gesagt! Sie sollen das endlich mal tun, nicht
nur reden!)

Daran sollten wir uns orientieren. Der Bundespräsident
hat die entscheidende Orientierung gesetzt.

Die erneuerbaren Energien sind die Strategie im Kon-
text des allgemeinen wirtschaftlichen Strukturwandels,
den wir angehen müssen. Darum setzen wir auf die er-
neuerbaren Energien, übrigens auch als Teil eines globa-
len Trends. Heute kam die Meldung, dass China erstmals
weltweit an der Spitze der Länder liegt, die am meisten
in die erneuerbaren Energien investieren.

Das zeigt: Wir befinden uns auf einem globalen Markt,
der rund 5 000 Milliarden Dollar umfasst, und in einem
globalen Wettbewerb. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Ja! – Hans-Josef Fell
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: So ist das! –
Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann müssen Sie das unterstützen!)

Es geht um die Frage, welche Strategie wir verfolgen,
um die Nutzung der erneuerbaren Energien voranzutrei-
ben. Das Erneuerbare-Energien-Gesetz ist ein erfolgrei-
ches Instrument. Ich habe übrigens keine Schwierigkei-
ten damit, zu erkennen, dass gelegentlich auch andere
etwas richtig machen. 

(Dr. Maria Flachsbarth [CDU/CSU]: Das 
zeichnet Sie aus!)

Vielleicht könnten Sie sich in dieser Hinsicht etwas fort-
entwickeln.

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dann machen Sie etwas!)

Die Frage ist: Was ist die Philosophie des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes? Messen wir die Qualität dieses
Gesetzes daran, dass Subventionen, die die Stromkunden
finanzieren, möglichst lange und in möglichst großem
Umfang fließen? Oder ist die Philosophie des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes die eines Gesetzes zur Markt-
einführung erneuerbarer Energien, zur Technologieför-
derung, die umso erfolgreicher ist, je früher und je
schneller sie nicht mehr der Subventionierung bedarf?
Denn die erneuerbaren Energien werden entweder auf
dem Markt erfolgreich sein, oder sie werden gar nicht er-
folgreich sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Natürlich! Keine Frage!)

Nebenbei bemerkt: Das ist eine Investition in die er-
neuerbaren Energien. Aber das betrifft nur ein Bruchteil
der Strompreiserhöhungen, die in den letzten Jahren
stattgefunden haben.

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Richtig!)

Es ist wissenschaftlich völlig unbestritten, dass die
Strompreiserhöhungen der letzten Jahre auf den fehlen-
den Wettbewerb auf dem Strommarkt zurückzuführen
sind. Es ist die oligopolistische Struktur dieses Marktes,
die Wettbewerb verhindert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Auch in diesem Zusammenhang sind die erneuerbaren
Energien von strategischer Bedeutung, weil sie Wettbe-
werb in diesen Markt bringen, der in Wahrheit noch viel
zu wenig ein Markt ist.

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Warum wollen Sie dann die Monopol-
macht mit Laufzeitverlängerungen unterstüt-
zen?)

Weil das so ist, wollen und werden wir die Solarener-
gie ausbauen. Auch das ist mit dem vorliegenden Ge-
setzentwurf beabsichtigt. Die Solarenergie hat bislang
eine Nischenfunktion. Ich weise darauf hin: Die Koali-
tion wird durch Verabschiedung des vorliegenden Ge-
setzentwurfs die Solarenergie aus ihrer Nische heraus-
holen und für einen relevanten Anteil der Solarenergie
an der Stromversorgung sorgen. Das ist eine zentrale
Aussage, die mit diesem Gesetz verbunden ist. 

Wenn in den letzten Jahren die Systempreise, von de-
nen hier gesprochen worden ist, im Verhältnis zu dem
Zeitpunkt, als die staatliche Vergütung festgesetzt wurde,
um 30 Prozent gesunken sind und wenn wir nun für die-
ses Jahr erneut mit einem Preisrückgang von 10 bis
15 Prozent rechnen, also am Ende des Jahres einen
Preisrückgang von 40 bis 45 Prozent im Vergleich zu
dem haben, was die Stromkunden derzeit zahlen müssen,
dann muss der Gesetzgeber reagieren, 

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber nicht überreagieren!)
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wenn es bei der Markteinführung bleiben und nicht zu
einer Subventionierung von Investmentfonds kommen
soll.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das ist nicht das Ziel, das wir verfolgen. Wir wollen die
Markteinführung.

Nebenbei bemerkt: Auf den Preiswettbewerb zwi-
schen den Herstellern von Modulen – ob es sich um ei-
nen deutschen oder um einen chinesischen Hersteller
handelt – hat die Einspeisevergütung von vornherein
keine Auswirkungen. Sie wirkt sich darauf schlicht und
ergreifend nicht aus.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ihr Argument ist in ökonomischer Hinsicht definitiv
falsch. Wir haben diesen Preiswettbewerb übrigens
schon bei der heutigen Vergütung. Die Einspeisevergü-
tung hat dabei keinerlei Auswirkungen.

Herr Kollege Fell, bei aller Wertschätzung: Auch die
Aussage, dass wir nicht auf Forschung setzen, ist falsch.
In diesem Haushalt setzen wir vermehrt auf Forschung.
Mit diesem Haushalt, der ein Spar- und Konsolidie-
rungshaushalt ist, werden gegen die Notwendigkeit, zu
sparen, zusätzlich 10 Millionen Euro in die Forschung
investiert. Natürlich setzen wir auf die Forschung, weil
es um die Zukunft geht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Ulrich Kelber 
[SPD]: Bei der Solarförderung?)

Wir führen ein System ein, das Verlässlichkeit in die
Finanzierung bringt.

(Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: Ach!)

Wir schaffen dadurch Verlässlichkeit, dass wir in Zu-
kunft die Vergütung an die Marktentwicklung koppeln.
Im Gesetzentwurf ist keine fixe Vergütung vorgesehen,
die immer wieder angepasst werden muss, je nachdem,
wie sich der Markt entwickelt. Wir führen vielmehr ei-
nen flexiblen Vergütungsmechanismus ein, der an die
Marktentwicklung gekoppelt wird und Verlässlichkeit
für Finanzierung und Planung bringt. Damit vermitteln
wir Investitionssicherheit.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Herr Minister, möchten Sie eine Zwischenfrage des

Kollegen Fell zulassen?

Dr. Norbert Röttgen, Bundesminister für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit: 

Ja.

Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Minister Röttgen, wenn ich Sie richtig verstan-

den habe, haben Sie gerade behauptet, die Mittel für die
Fotovoltaikforschung würden in diesem Bundeshaushalt
gegenüber dem letzten Haushalt erhöht. Ich habe gesagt
– das war meine Kritik –, dass das nicht richtig ist, dass
die Mittel vielmehr gesenkt werden. Die heutige Ant-
wort der Bundesregierung auf eine Anfrage von mir hat

klar bestätigt, dass die Mittel in diesem Haushalt für die
Fotovoltaikforschung von 32,9 Millionen Euro auf
28 Millionen Euro gesenkt werden. Wer hat nun recht?
Ist die Antwort der Bundesregierung an mich richtig
oder Ihre Aussage, die Mittel würden erhöht werden? 

Dr. Norbert Röttgen, Bundesminister für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit: 

Ich habe gesagt, dass wir in diesem Haushalt die Mit-
tel für die Förderung der erneuerbaren Energien von
110 Millionen Euro auf 120 Millionen Euro gesteigert
haben. 

(Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: 
Forschung!)

– Wir haben die Forschungsmittel für den Bereich der
erneuerbaren Energien von 110 Millionen Euro auf
120 Millionen Euro erhöht. Damit setzen wir auf For-
schung. Das war meine Aussage. So einfach ist das.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP – Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Und bei Fotovoltaik werden sie
gesenkt! Das war meine Aussage!)

Ich komme zu einem weiteren Element – ich will das
in aller Kürze vortragen –, das diese Novelle prägt. Was
wir tun, ist mehr als eine Reaktion auf den Preisrück-
gang; an einer Stelle fördern wir sogar stärker als bisher.
Es geht um den Bereich, in dem die Solarenergie nicht
eingespeist, sondern vom Haushalt selber genutzt wird.
Das ist in hohem Maße sinnvoll, weil wir damit einen
Anreiz für Verhaltensänderungen bieten. Wir geben ei-
nen wirtschaftlichen Anreiz, den Verbrauch nach der Er-
zeugung auszurichten. Wir geben einen Anreiz für Ent-
wicklungen im Bereich Batterietechnologie. Es soll sich
lohnen, diese Installationen im Privathaushalt vorzuneh-
men. Außerdem ist das ein Angebot an die Bürger, mit-
zumachen. Sie haben die Chance, sich selber zu versor-
gen. Das ist ein Anreiz, davon Gebrauch zu machen.

Eine letzte Bemerkung: Es geht bei diesem Vorschlag
auch um die Kürzung von Subventionen. Was ist der
Kern? Es geht um Geld und um Interessen. Ich finde,
dass das nicht die Orientierung dieser Debatte und dieser
Gesetzgebung sein darf. Ich meine, wir müssen uns an
dem strategischen Ziel orientieren, die Nutzung der er-
neuerbaren Energien durch eine verlässliche Rahmenset-
zung zu fördern, damit der in unserem Land eingeschla-
gene Weg der Energiegewinnung erfolgreich wird.

Die einen sagen: Es ist viel zu viel gekürzt worden.
Die anderen sagen: Es ist noch viel zu wenig gekürzt
worden. Ich glaube, dass wir mit Augenmaß und einer
konzeptionellen Klugheit einen Rahmen setzen, was
dazu führen wird, dass die erneuerbaren Energien und
speziell die Solarenergie in Deutschland weiter eine Er-
folgsgeschichte schreiben. Unser Gesetz ist nicht nur gut
gemeint, sondern auch richtig gut gemacht. Die Solar-
energie erhält somit eine wirkliche Förderung.

Danke sehr.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Dirk
Becker [SPD]: Aber nicht die deutsche Solar-
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industrie! Ein chinesisches Wachstumsbe-
schleunigungsgesetz, was Sie machen!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Waltraud Wolff hat das Wort für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Waltraud Wolff (Wolmirstedt) (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Meine Damen und Herren! Erneuerbare Ener-
gien über den grünen Klee loben, Anerkennung für
300 000 Arbeitsplätze zollen, Visionen für die Zukunft
der erneuerbaren Energien haben und die Zukunft schön
ausmalen, das ist das eine, Herr Minister Röttgen. Aber
gleichzeitig verlängern Sie die Laufzeit der Atomkraft-
werke um acht Jahre. Das nenne ich wirklich konse-
quent!

In der letzten Woche, in der Haushaltsdebatte, habe
ich von einem CDU-Kollegen zum Haushalt eine Frage
gestellt bekommen, nämlich: Ist es gerecht und richtig,
dass die kleinen Stromkunden jemanden für seine Foto-
voltaikanlage 10 Prozent Rendite zahlen sollen? Ich will
heute noch einmal Bezug auf diese Frage nehmen und
mit einer Gegenfrage antworten: Ist es eigentlich okay,
dass Union und FDP genau diesen Stromkunden mehr
als 46 Milliarden Euro Zusatzgewinne für die Atom-
kraftbetreiber abverlangen?

(Dr. Maria Flachsbarth [CDU/CSU]: Was?)

2009 betrugen die Kosten für Strom aus erneuerbaren
Energien 4,6 Milliarden Euro.

(Michael Kauch [FDP]: Sie haben das nicht so 
ganz verstanden!)

Auf mindestens 46 Milliarden Euro beziffert eine Studie
des Öko-Instituts vom Oktober letzten Jahres die Ge-
winnmitnahme der Betreiber von Atomkraftwerken bei
einer zusätzlichen Laufzeit von acht Jahren – 46 Milliar-
den Euro zusätzliche Gewinne, die Union und FDP aus-
lösen wollen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
Dr. Maria Flachsbarth [CDU/CSU]: Das ist
doch Unfug! Auf welcher Grundlage denn?)

Es ist richtig: Weder Verbraucher noch Steuerzahler
sollen die Melkkuh der Nation sein. 

(Beifall des Abg. Horst Meierhofer [FDP])

Aber können Sie mir bitte schön erklären, wie es kommt,
dass die kleinen Leute bei Ihren Entscheidungen über-
haupt keine Rolle spielen,

(Michael Kauch [FDP]: Das ist eine 
Frechheit!)

wenn es zum Beispiel um Milliarden für Hotelbesitzer
geht, 

(Dr. Georg Nüßlein [CDU/CSU]: Eigenheim-
zulage!)

wenn es zum Beispiel um Milliarden für die Betreiber
von Atomkraftwerken geht und wenn es um Zusatzbei-
träge bei der Krankenversicherung geht? 

(Iris Gleicke [SPD]: So ist es!)

Ganz einfach – ich kann Ihnen die Frage beantworten –:
Es geht Ihnen nicht um die kleinen Leute. Ihnen geht es
nur um billige Begründungen und um nichts anderes. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Fakt ist: Die Strompreise werden immer mehr zur Be-
lastung. Aber: Während die durchschnittlichen Strom-
preise für Haushalte in den letzten zehn Jahren um
9,3 Cent auf 23,2 Cent pro Kilowattstunde gestiegen
sind, hat sich der Anteil der EEG-Umlage im gleichen
Zeitraum lediglich von 0,2 auf 1,1 Cent pro Kilowatt-
stunde erhöht; 

(Dr. Maria Flachsbarth [CDU/CSU]: Genau!)

einer von fünfzehn durch das EEG. Geht es der Regie-
rungskoalition wirklich um die Verbraucherinnen und
Verbraucher, 

(Dr. Maria Flachsbarth [CDU/CSU]: Ja, 
natürlich!)

geht es der Regierungskoalition um eine Senkung von
Kosten? Nein, die Regierungskoalition setzt auf Dino-
sauriertechnologie statt auf Zukunft. Sie wissen doch
ganz genau, dass die Investitionen in die erneuerbaren
Energien heute für bezahlbare Strompreise morgen sor-
gen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sie wissen auch ganz genau, dass sinkende Preise nur
durch einen funktionierenden Wettbewerb erreichbar
sind. Das alles wissen Sie. Also hören Sie doch auf, hier
Nebelkerzen zu werfen. 

(Michael Kauch [FDP]: Können von der SPD
mal die Fachleute reden? – Gegenruf des Abg.
Ulrich Kelber [SPD]: Sie sind auch keiner!)

Im Oktober letzten Jahres hat der damalige Kartell-
amtspräsident Bernhard Heitzer auf einen wichtigen
Punkt hingewiesen – ich zitiere –:

Wenn die Laufzeiten verlängert werden, wird die
hohe Verdichtung der Erzeugungskapazitäten ze-
mentiert …

Gemeint sind die vier Energieriesen in Deutschland. 

(Horst Meierhofer [FDP]: Wer hat die denn ge-
schaffen, Frau Kollegin? Wo kommen die
denn her?)

Auf dem Strommarkt – das wissen wir alle – herrscht
kein Wettbewerb. Wir müssen die Strukturen ändern,
wenn wir Wettbewerb wollen. Laufzeitverlängerungen
bewirken das Gegenteil. 
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Sie zementieren die Strukturen, die seit Jahren private
und gewerbliche Energiekunden mehr und mehr Geld
kosten. Sie verhindern, dass in Zukunftstechnologien in-
vestiert wird.

Ein großes Problem – darauf haben andere schon hin-
gewiesen – ist, dass Sie die Fotovoltaik auf Ackerflä-
chen beenden wollen. Wieder ist Ihre Argumentation
einfach nur unehrlich. Richtig ist: Es gibt Flächenkon-
kurrenz. Richtig ist auch: Der Ackerboden ist begrenzt.
Aber ich frage mich: Warum gehen Sie hier wieder auf
den kleinsten Mitspieler los? Der Sachverständigenrat
für Umweltfragen hat zu Ihrer Biomassestrategie festge-
stellt, dass bei der Biomasse die Nutzungskonkurrenzen
nicht ausreichend berücksichtigt sind. Die Produktion
von Biomasse – das wissen wir alle; ich komme aus dem
Landwirtschaftsbereich und beschäftige mich hiermit
schon seit zwölf Jahren – hat auf Ackerflächen eine we-
sentlich größere Bedeutung als Fotovoltaik. Das heißt,
Biomasse zur Energieerzeugung hat einen vielfach grö-
ßeren Flächenbedarf als Fotovoltaik. 

Zusammengefasst: Auch hier stimmen Ihre Begrün-
dungen vorne und hinten nicht. Im Übrigen ist die SPD
explizit der Meinung, dass wir nicht in die Hoheitsrechte
der kommunalen Verwaltungen eingreifen sollten. Die
Kommunen haben selber genug Sachverstand, um zu
entscheiden, ob sie auf ihren Äckern Fotovoltaikanlagen
installieren lassen oder nicht. Das können Sie denen zu-
trauen.

(Beifall bei der SPD)

Am 12. März 2010 hat Ministerpräsident Seehofer
verlauten lassen: „Die von der Bundesregierung ange-
strebten Senkungen der Solarförderung sind zu hoch.“
Ihre eigenen Ministerpräsidenten – hier sind schon an-
dere angeführt worden – haben die wesentlichen Pro-
bleme schon benannt und Vorschläge gemacht. Hören
Sie doch wenigstens denen zu! Der Ministerpräsident
meines Bundeslandes Sachsen-Anhalt, Herr Professor
Böhmer, ist sicherlich kein Ministerpräsident der lauten
Worte. Aber selbst er hat Sie aufgefordert, „die Folgen
der beschlossenen Kürzung zu überdenken.“

(Elke Ferner [SPD]: Unser Umweltminister 
hat das auch getan!)

Ich glaube, dass er nur aus Gründen der Parteiräson nicht
die Rücknahme Ihrer Vorschläge, sondern lediglich Er-
satzlösungen durch eine stärkere Unterstützung der So-
larzellenhersteller gefordert hat. Es geht um Arbeits-
plätze, nur falls es Sie interessiert.

Meine Damen und Herren, das Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz – Kollege Fell hat das vorhin deutlich ge-
macht – ist eine Erfolgsgeschichte. Diese Erfolgsge-
schichte erkennen auch Sie an. Die Fotovoltaik ist ein
sehr wichtiger Teil der Zukunft unserer Energieversor-
gung. Dafür steht die SPD. Ich fordere allerdings auch
die Kolleginnen und Kollegen von Union und FDP, die
sich als Freunde der Sonnenenergie betiteln, auf: Helfen

Sie mit! Lehnen Sie die strengen Kürzungen, die vorge-
nommen werden sollen, gemeinsam mit der Opposition
ab!

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des Abg. Hans-Josef Fell
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Dr. Maria
Flachsbarth [CDU/CSU]: Strenge kann
manchmal auch Wirtschaftlichkeit sein!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächster Redner ist der Kollege Horst Meierhofer für

die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Horst Meierhofer (FDP): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich habe wirklich ein Problem mit dem Politikverständ-
nis, das der eine oder andere hier hat.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU)

Herr Fell kommt auf die Idee, zu sagen: Die Kohle
wurde im Laufe der Jahre zu stark subventioniert. Des-
wegen dürfen wir jetzt keine Übersubventionierungen
bei der Fotovoltaik verhindern. – Welche Logik liegt
dem zugrunde?

(Michael Kauch [FDP]: Das frage ich mich 
allerdings auch!)

Weil das eine gewollt und das andere ungewollt ist?

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach! Hören Sie doch endlich mit der
Kohlesubventionierung statt mit der Solarför-
derung auf!)

Es geht nicht darum, dass wir in diesem Bereich Arbeits-
plätze schaffen oder gefährden wollen, sondern es geht
um nicht mehr und nicht weniger als darum, dass staat-
lich garantierte Traumrenditen nicht auf Kosten des klei-
nen Mannes finanziert werden sollen;

(Elke Ferner [SPD]: Genau dafür sorgen Sie 
doch!)

das ist das Entscheidende.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Frau Wolff, es ist eine absurde Vorstellung, zu glau-
ben, dass, wenn wir die Förderung pro Kilowattstunde
für die Fotovoltaikindustrie in Deutschland nicht kürzen
würden, Arbeitsplätze gerettet würden. Ganz im Gegen-
teil, das würde nämlich den Wettbewerb im Ausland ver-
schärfen. Dort profitiert man von unserer Unterstützung
nämlich genauso wie in Deutschland. Wir müssen dafür
sorgen, dass unsere Industrie wettbewerbsfähig bleibt,
dass sie forscht und selbst in Forschung investiert. Dann
ist sie anderen einen Schritt voraus, nicht dann, wenn sie
viel Unterstützung bekommt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Waltraud Wolff [Wol-
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mirstedt] [SPD]: Ach was! Das ist doch nicht
das, was Sie machen! Sie holen doch sogar
noch Kohle aus China hierher!)

Ein solches Verständnis führt mit Sicherheit nicht dazu,
dass in Deutschland mehr Arbeitsplätze entstehen. Diese
Arbeitsplätze werden in China entstehen.

Es gibt ein grundsätzliches Verständnisproblem. Wer
glaubt, dass es ökologisch ist, Investoren möglichst hohe
Renditen zu versprechen, der denkt überhaupt nicht lo-
gisch, ökologisch schon gar nicht. Der denkt nur im Inte-
resse derer, die es sich leisten können und genug Geld
haben, um in großem Umfang zu investieren. Der denkt
aber nicht im Interesse des kleinen Mannes.

(Beifall der Abg. Marie-Luise Dött [CDU/
CSU])

Mir ist vollkommen unverständlich, wie es sein kann,
dass gerade die Linkspartei auf die Idee kommt, zu sa-
gen: Wer bei der Fotovoltaik kürzt, denkt nicht an den
kleinen Mann. – Das genaue Gegenteil ist der Fall.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es geht darum, dass Sie zu viel kürzen,
nicht darum, dass Sie überhaupt kürzen!)

Für dieses Jahr werden Ausbauziele von 4 bis
6 Gigawatt erwartet. Das ist toll und erfreulich. Das
heißt, dass die Fotovoltaikbranche auf einem sehr guten
Weg ist. Das heißt aber auch, dass sie die Kürzungen, die
vorgesehen sind, gut verkraften kann. 

Sie haben davon gesprochen, dass der eine oder an-
dere Vertreter eines Verbandes der Fotovoltaik- oder So-
larwirtschaft gesagt hat, die Förderung sei zu hoch. Viel-
leicht wollen Sie ja, gerade wenn Ihnen der kleine Mann
so wichtig ist, auch hören, was der Chef des Verbrau-
cherzentrale Bundesverbandes gesagt hat. Er sagte:
Wenn die Absenkung nicht noch deutlich höher erfolgen
wird, werden die Kosten in Zukunft in nicht tragbare Di-
mensionen vorstoßen. – Vielleicht sollten Sie sich auch
diese Aussage einmal zu Herzen nehmen.

(Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: Was sa-
gen denn Ihre Ministerpräsidenten dazu? – Ge-
genruf des Abg. Dr. Christian Ruck [CDU/
CSU]: Die haben doch gar keine! Das sind al-
les unsere!)

Das ist nämlich das Entscheidende. Darüber müssen wir
uns Gedanken machen.

(Beifall bei der FDP)

Ich meine, dass wir damit begonnen haben, einen
wirklich guten Weg einzuschlagen.

(Elke Ferner [SPD]: Das stimmt! Und das ist 
auch gut so, könnte man hinzufügen!)

Ich bin mir sicher, dass wir in die richtige Richtung ge-
hen. Diejenigen Unternehmen, die aufgrund dieser Kür-
zung nicht wettbewerbsfähig sind, müssen sich in Zu-
kunft besonders anstrengen; das ist das Entscheidende.
Wir können keinen Arbeitsplatz garantieren. Wir können

nur die Rahmenbedingungen schaffen, und das passiert
gerade.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Ein Thema möchte ich noch ganz kurz ansprechen.
Heute haben wir den vorliegenden Gesetzentwurf einge-
bracht. Nun folgt ein offenes parlamentarisches Verfah-
ren. Wir werden zu diesem Thema auch eine Anhörung
durchführen. Ich bin überzeugt, dass es noch die eine
oder andere Änderung geben kann. Frau Dr. Flachsbarth
hat bereits darauf hingewiesen, dass die Vergütung für
Anlagen auf Ackerflächen eingeschränkt werden muss.
Hier sind wir uns absolut einig, und das ist auch vernünf-
tig. Über die Frage, ob ein Förderstopp für Anlagen auf
Ackerflächen vernünftig ist, kann man durchaus disku-
tieren, weil Fotovoltaik dort natürlich deutlich günstiger
ist als auf dem Dach.

(Dirk Becker [SPD]: Wenigstens ein 
richtiger Satz!)

Gleichzeitig müssen aber die Bedürfnisse der Land-
wirtschaft befriedigt werden, indem man sagt: Wir wol-
len keine riesigen Parks. Wir wollen keine Investoren-
modelle, die von auswärts oder sonst woher kommen.
Das ist klar. Die Größen zu begrenzen oder nach Boden-
punkten des Werbers zu gehen, könnte beispielsweise
ein Kompromiss sein. 

(Beifall bei der FDP – Waltraud Wolff [Wol-
mirstedt] [SPD]: Dafür haben die Kommunen
den Sachverstand!)

Das Gleiche gilt für den Eigenverbraucher. Wir müs-
sen aufpassen, dass wir keinen zusätzlichen Subven-
tionstatbestand schaffen. Wenn uns das gelingt, wird es
im Rahmen des Verfahrens zu einer für alle befriedigen-
den Lösung kommen. Die Fotovoltaikindustrie wird
weiterhin wachsen. Erneuerbare Energien sind die Zu-
kunft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Zu einer Kurzintervention erteile ich dem Kollegen

Scheer das Wort.

(Zuruf von der FDP: Jetzt kommt die Lobby!)

Dr. Hermann Scheer (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wir haben eben gehört, dass auch seitens der Koalitions-
fraktionen und der Regierung noch Überlegungsspiel-
raum vorhanden sein soll. Außerdem wird es ein Hea-
ring geben. 

Am Schluss der Debatte möchte ich aber eine Sache
zu bedenken geben: Wir haben erst vor kurzem eine De-
batte anlässlich des zehnjährigen Bestehens des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes geführt. Im Rahmen dieser
Debatte ist gelegentlich zitiert worden, welche schwer-
wiegenden Bedenken und Warnungen es vor diesem Ge-
setz vonseiten der CDU/CSU und der FDP gegeben hat.
All diese negativen Voraussagen sind nicht eingetreten,



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 34. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 25. März 2010 3179

Dr. Hermann Scheer

(A) (C)

(D)(B)

und all die positiven Voraussagen bezüglich der Wirkung
des Gesetzes sind eingetreten und werden heute bestä-
tigt. Deswegen wundert mich die Selbstsicherheit, mit
der all diejenigen, die sich nachweislich geirrt haben
– das haben sie selbst zugegeben –, jetzt meinen, dass ihr
Ansatz, wie es mit dieser Schlüsseltechnologie weiterge-
hen soll, richtig ist.

Ich möchte Sie bitten, bei der jetzt anstehenden De-
batte und dem Hearing das eigene Wort ernst zu nehmen.
Schauen Sie sich die Dinge ganz genau an, damit im
Hinblick auf diese Frage kein wesentlicher Fehler pas-
siert. Was von Deutschland aus aufgebaut worden ist, bis
hin zu den Produktionen in China, ist eine Weltindustrie
für Fotovoltaik, die es ohne das Erneuerbare-Energien-
Gesetz so nicht gäbe. Ein wesentlicher Fehler wäre also,
wenn ausgerechnet Deutschland auf einmal einen sol-
chen Einbruch erleidet, dass das, was wir angestoßen ha-
ben, am Ende von anderen gemacht wird. Das kann doch
wohl nicht in unserem Interesse liegen.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege Meierhofer, bitte schön.

Horst Meierhofer (FDP): 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Scheer, die

Angst kann ich Ihnen nehmen. Für die Anhörung wur-
den Experten geladen. Das haben übrigens auch der Herr
Minister und die FDP-Fraktion getan. Es werden die un-
terschiedlichsten Interessenvertreter gehört, mit denen
dann besprochen wird, worum es geht.

Das Wichtigste an dieser Novellierung ist, dass man
die Zukunft der erneuerbaren Energien nicht gefährdet.
Wir haben vorher gehört, welche Verwicklungen es bei-
spielsweise in Spanien gegeben hat. Dort war man ir-
gendwann nicht mehr bereit, die Subventionen zu redu-
zieren, obwohl man rechtzeitig gemerkt hat, dass
entsprechend große Profite gemacht werden, sodass zu-
sätzliche Unterstützung gar nicht nötig war, um die Wirt-
schaft anzutreiben. Irgendwann kommen dann Politiker
und sagen: Um Himmels willen, so viele Milliarden
Euro, wie ihr sie hier an Steuergeldern ausgebt, können
und wollen wir uns nicht mehr leisten. Deswegen ist
jetzt Schluss mit diesem Wahnsinn.

Genau das wollen wir verhindern. Genau das werden
wir dadurch verhindern, dass wir vernünftige Kürzungen
vornehmen, die die Branche nicht gefährden, die aber
dafür sorgen, dass es für den Verbraucher bezahlbar
bleibt. Wir werden damit den Ausbaupfad der erneuerba-
ren Energien, insbesondere der Fotovoltaik, immer wei-
ter vorantreiben. Sie ist zwar im Moment noch teuer, hat
aber das Potenzial, günstig zu werden. Dann wird sie oh-
nehin nicht mehr aufzuhalten sein.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nun hat der Kollege Dr. Georg Nüßlein für die CDU/

CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir füh-

ren diese Debatte über Fotovoltaik nun seit Wochen,
wenn nicht seit Monaten, mit einer Emotionalität, wie
ich sie in diesem Bundestag noch nie erlebt habe.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Die SPD hat heute die bayerische Staatsregierung zi-
tiert. Die FDP hat das Bauernblatt zitiert. Dies zeigt, wie
schwierig die Gefechtslage an dieser Stelle ist. Deshalb
will ich einleitend versuchen, zwei grundsätzliche Dinge
festzuhalten, über die es in diesem Hause einen Konsens
geben sollte: Erstens. Wir wollen mit dem EEG Techno-
logien fördern und nicht Investmentfonds.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Zweitens. Die Fotovoltaikbranche hat eine besondere
Verantwortung für das EEG. 45, wenn nicht 50 Prozent
der Differenzkosten gehen zulasten der Fotovoltaik. Die
Fotovoltaik produziert aber nur gut 6 Prozent des aus er-
neuerbaren Energien erzeugten Stromes. Wir haben da
also noch immer ein großes Missverhältnis. Nun ist das
erklärbar, weil es sich bei der Fotovoltaik um eine junge
Technologie handelt, die man in den Markt einführen
möchte. Aber es muss doch unser gemeinsames Anlie-
gen sein, meine Damen und Herren, das möglichst rasch
zu tun, um nicht Kritiker auf den Plan zu rufen, die am
Beispiel der Fotovoltaikförderung das EEG insgesamt
diskreditieren. Dieses Potenzial bietet die Fotovoltaik-
förderung, weil sie sehr hoch ausfällt. 

Der Meilenstein, den wir erreichen müssen, ist, dass
der Strom, der vom Dach kommt, vergütet wird wie der
Strom, der aus der Steckdose kommt. Da sind wir auf ei-
nem guten Weg. Eigentlich sollte die Branche die Vor-
schläge von Minister Röttgen aufgreifen, ihn unterstüt-
zen und sagen: Yes, we can; wir können das. Das wäre
ein Ansatzpunkt, der die entsprechende Begeisterung für
die erneuerbaren Energien unterstreichen würde.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Wir sind dabei, die entsprechenden Konsequenzen zu
ziehen mit Sonderabschlägen, über die man natürlich
diskutieren muss. Wir führen eine Anhörung dazu durch,
die ergebnisoffen sein wird, aber natürlich das Ziel hat,
das, was bei der Fotovoltaik zu viel gefördert wird, abzu-
schöpfen. Wer wie Herr Becker von der enormen Preis-
entwicklung spricht, die sich deutlich abzeichnet, der
muss dafür sein, übermäßige Förderung abzuschöpfen.
Wie der Minister es richtig ausgeführt hat: Es hilft doch
der Branche nicht, wenn man das nicht tut. Am Ende
blieben nur überhöhte Renditen stehen. 
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Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des

Kollegen Kelber?

Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU): 
Angesichts meiner kurzen Redezeit gern.

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Bitte sehr.

Ulrich Kelber (SPD): 
Die Absicht meiner Fragestellung, Herr Kollege

Nüßlein, war auch, Ihnen mehr Redezeit zu verschaffen;
Sie sind ja der vorletzte Redner insgesamt und auch Ihrer
Fraktion. 

Wären Sie bereit, die zusätzliche Redezeit zu nutzen,
um nicht mehr abstrakt über die Frage der Vergütung zu
sprechen? Die Koalitionsfraktionen haben einen konkre-
ten Gesetzentwurf eingebracht, mit dem sie die Förde-
rung der Fotovoltaik kürzen wollen. Legen Sie einmal
dar, wie ein Qualitätsprodukt wie Solarmodule unter die-
sen Bedingungen noch in Deutschland produziert wer-
den und seinen Markt finden kann. Nutzen Sie die zwei
Minuten, die Ihnen die Präsidentin bestimmt dafür ein-
räumen wird.

Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU): 
Ich nutze die Gelegenheit, das im Rahmen der Beant-

wortung Ihrer Frage außerhalb meiner Redezeit zu dis-
kutieren. 

Ich möchte noch einmal unterstreichen, was Minister
Röttgen vorhin ökonomisch präzise analysiert hat: Die
Einspeisevergütung hat mit der Entwicklung der Modul-
preise nichts zu tun. 

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Natürlich hat sie damit etwas zu tun!)

Am Markt spielt die entscheidende Rolle nicht die Kos-
tensituation der Unternehmen, sondern der Preis. Wenn,
obwohl die Preise sinken, die Einspeisevergütung gleich
hoch bleibt, wem wird die Differenz zugutekommen?
Müssen wir nicht davon ausgehen, dass der Investor
seine Rendite maximieren will? 

(Ulrich Kelber [SPD]: Sagen Sie es doch 
einmal in Euro und Cent!)

Er wird die hohe Einspeisevergütung gerne kassieren,
den Strom aber trotzdem mit asiatischen Modulen erzeu-
gen, weil so seine Gewinnspanne am höchsten ausfällt. 

Das ist ein Problem, das wir mit dem EEG nicht lösen
können. Insofern haben all diejenigen Kolleginnen und
Kollegen recht, die sagen: Das EEG ist kein Instrument
zur Subventionierung, das heißt, kein Instrument dazu,
zielorientiert bestimmte Unternehmen der deutschen
Wirtschaft zu fördern. Jemand hat vorhin gesagt, es gehe
um den Weltmarkt. Meine Damen und Herren, glauben
Sie denn ernsthaft, dass wir über das EEG den Welt-
markt beeinflussen können? Das glauben Sie doch sicher
auch nicht, sehr geehrter Herr Kollege.

(Ulrich Kelber [SPD]: Konkret!)

– Da Sie es konkret haben wollen, nenne ich Ihnen die
Abschläge, um die es hier geht: 15 Prozent bei Freiflä-
chen, 16 Prozent bei Dachflächen und 11 Prozent bei
Konversionsflächen, also entsprechend weniger, sind die
Vorschläge, die wir an dieser Stelle jetzt gemacht haben,
über die wir in der Anhörung aber durchaus noch disku-
tieren werden. Ich gehöre zu denen, die nicht sagen:
„Das ist zementiert, das ist betoniert“, sondern wir wol-
len das auch dort noch einmal verifiziert bekommen.

(Ulrich Kelber [SPD]: Nennen Sie doch 
einmal einen Eurobetrag!)

Das Umweltministerium hat eine Rechnung vorge-
legt, die ich für plausibel halte, und diese Rechnung wird
man im Rahmen der Anhörung dann auch weiter verifi-
zieren.

(Ulrich Kelber [SPD]: Sie sind nicht in der 
Lage, einen Eurobetrag zu nennen!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege, es gibt noch einen Kollegen, nämlich

den Herrn Becker, der Ihnen die Redezeit verlängern
möchte.

Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU): 
Das kann der Kollege Becker auch noch tun.

(Ulrich Kelber [SPD]: Aber bitte einmal die 
Frage beantworten!)

– Sie können doch 15 Prozent von der Einspeisevergü-
tung berechnen. Ich erwarte, dass Sie das können. Das
traue ich Ihnen zu.

(Ulrich Kelber [SPD]: Euro! Das sind nur vier 
Buchstaben!)

Dirk Becker (SPD): 
Herr Kollege Nüßlein, ich habe nur eine ganz kurze

Nachfrage.

Sie haben ja gerade ausgeführt, dass Sie den Berech-
nungen des Bundesumweltministers vollumfänglich fol-
gen können. Sie haben auch seine wirtschafts- und
marktpolitische Logik herausgestellt und ihm in dem,
was er vorgelegt hat, recht gegeben.

Da Sie ja derselben Partei wie der bayerische Minis-
terpräsident angehören, heißt das für mich, dass Herr
Seehofer diese Voraussetzung logischerweise nicht er-
füllt, weil er etwas anderes fordert. Stimmen Sie mir in
dieser Deutung zu?

Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU): 
Das ist eine wunderschöne Frage. Wir können bei Be-

wertungen natürlich durchaus zu anderen Ergebnissen
kommen, weil insbesondere die Branche, die bestimmte
Interessen verfolgt, etwas anderes behauptet. Der Minis-
ter steht zwischen dem Verbraucherschutz auf der einen
Seite und den Brancheninteressen auf der anderen Seite.
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Ich habe nicht gesagt, dass das, was der Minister hier
vorschlägt, bereits der endgültige Vorschlag ist, sondern
ich habe gesagt: Wir haben jetzt einen Vorschlag auf
dem Tisch, der im Rahmen dieser Anhörung, zu der auch
entsprechende Experten geladen werden, noch einmal
verifiziert wird und von dem wir aber glauben, dass wir
damit grundsätzlich richtig liegen. Wenn wir zu einem
anderen Ergebnis kommen, dann bitte gern, aber das
muss an der Stelle dann auch entsprechend fundamen-
tiert erfolgen.

(Dirk Becker [SPD]: Danke für das entschie-
dene Sowohl-als-auch!)

Was für mich an diesem Punkt ganz wesentlich und
wichtig ist, ist das Thema Vertrauensschutz. Das ist nicht
ein Anliegen der FDP allein. Wir werden uns noch ein-
mal gemeinsam darüber unterhalten, ob das, was jetzt im
Vorschlag steht, ausreicht. Das ist das eine.

Das andere ist das Thema Ackerland. Hier muss ich
die Kollegen von der FDP nun auch klar enttäuschen.
Die Ackerlandauflage macht keinen Sinn. Sie hat schon
zu rot-grüner Zeit keinen Sinn gemacht. Wie erklären
Sie denn, dass es die Fotovoltaik auf Ackerland geben
soll – neben Konversionsflächen und vorbelasteten Flä-
chen? Damit hat sich Rot-Grün damals vor der Verant-
wortung gegenüber dem Natur- und Landschaftsschutz
drücken wollen. Ich nehme an, dass Sie das deshalb ge-
macht haben. Das muss gestrichen werden, weil es nicht
konsequent und nicht sinnvoll ist.

(Horst Meierhofer [FDP]: Grünland!)

Wir werden dann auch noch einmal darüber diskutieren,
ob die Alternativen, die Flächen, die jetzt im Gesetzent-
wurf vorgeschlagen sind, ausreichen, um das ganze
Thema entsprechend voranzubringen.

Ich möchte auch noch einmal betonen: Ich hätte mir
gewünscht, dass auch der Kollege Fell die flexible Ver-
gütung – das, was Minister Röttgen mit Blick auf die
Verlässlichkeit gesagt hat – in ganz besonderer Weise
gewürdigt hätte. Lieber Kollege Fell, wenn ich mich
recht entsinne, war das nämlich bei der letzten EEG-No-
vellierung ein Vorschlag der Grünen. Ich würde mir
wünschen, auch einmal ein bisschen für das gewürdigt
zu werden, was wir hier an der Stelle umsetzen. Das
macht mehr Sinn als der Versuch, das Ganze politisch zu
instrumentalisieren, die alte Leier „Kernenergie gegen
erneuerbare Energien“ zu spielen und so zu tun, als ob es
da eine Konkurrenz gibt. Diese gibt es nicht.

(Beifall des Abg. Horst Meierhofer [FDP])

Wir stehen für den Einspeisevorrang erneuerbarer
Energien. Deshalb hat die Laufzeitverlängerung für
Atomkraftwerke nichts, aber auch gar nichts mit dem
Thema erneuerbare Energien und Fotovoltaik und deren
Ausbau zu tun.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Letzter Redner in dieser Debatte ist der Kollege

Thomas Bareiß für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Thomas Bareiß (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nach den
Horrorszenarien, die gerade von der Opposition gezeich-
net wurden, möchte ich die Diskussion noch einmal et-
was versachlichen und betonen, dass das Gegenteil von
dem der Fall ist, was Sie derzeit behaupten: Wir werden
in den Bereich der Fotovoltaik nach wie vor enorm viel
investieren; die Förderung wird enorm hoch sein. Kein
Träger erneuerbarer Energien wird in den nächsten Jah-
ren so stark gefördert wie die Fotovoltaik. 

(Dr. Maria Flachsbarth [CDU/CSU]: Da hat er
recht! – Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Darum geht es doch gar nicht! Es
geht um ausreichende Förderung!)

Ich glaube, das wird in den nächsten Jahren auch zu ei-
nem enormen Ausbau in diesem Bereich führen. Die
Zahlen zeigen ganz deutlich, dass es in diesem Jahr eine
Steigerung um 3 000 bis 5 000 Megawatt geben wird.
Das heißt, allein in diesem Jahr gibt es einen Aufwuchs
um 30 bis 50 Prozent. Der deutsche Anteil am Welt-
markt in diesem Bereich wird nach wie vor 50 Prozent
betragen, obwohl der deutsche Markt nicht gerade der
Markt ist, auf dem die Sonne am meisten scheint. Auch
das muss man sicherlich in der Diskussion berücksichti-
gen. 

Herr Kauch hat mir ein Zitat vorweggenommen, aber
ich muss das doch noch einmal sagen, weil ich glaube,
dass es in dieser Debatte enorm wichtig ist, die Positio-
nen klarzustellen. Der Bundesverband Solarwirtschaft
hat vor wenigen Tagen ganz klar gesagt: Bei einer ge-
zielten Eigennutzung des erzeugten Stroms besteht ab
2010 durchaus Potenzial, die Vorjahresrendite noch ein-
mal zu übertreffen. – Meine Damen und Herren, allein
diese Aussage sagt doch alles. Ich glaube, sie zeigt, dass
eine Anpassung dringend notwendig ist. 

Ich meine, wir sollten in dieser Debatte unsere Ziele
noch einmal in den Mittelpunkt stellen. 

(Marie-Luise Dött [CDU/CSU]: Das ist es!)

Das erste Ziel ist, die Träger erneuerbarer Energien
schrittweise auszubauen, wo es nur geht. Dann müssen
wir prüfen, an welchen Stellen wir das tun. Wir werden
das im Bereich der Fotovoltaik massiv tun, aber wir
müssen die Diskussion auch ehrlich führen und anerken-
nen, dass wir im Bereich der Fotovoltaik und Solarener-
gie nur ein begrenztes Potenzial haben. Selbst die größ-
ten Optimisten sagen, dass wir in den nächsten Jahren
nur 5, 6, 7 oder 8 Prozent der Stromerzeugung durch Fo-
tovoltaik erzielen können.

(Ulrich Kelber [SPD]: Bis wann?)

Trotzdem werden wir in den nächsten zehn Jahren
80 Milliarden Euro in diesen Bereich investieren. Ich
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glaube, es ist richtig, dass wir das tun. Denn die Exper-
ten sagen uns, dass es in den nächsten zwei bis drei Jah-
ren gerade in diesem Bereich noch Technologiesprünge
geben wird. Ich glaube deshalb, es ist richtig, in die Fo-
tovoltaik zu investieren. 

Aber wir müssen auch das zweite Ziel verfolgen – das
wurde schon angesprochen –, nämlich die Solarbranche
wettbewerbsfähig zu machen, damit sie auf dem interna-
tionalen Markt bestehen kann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Denn nur so können langfristig sichere Arbeitsplätze
entstehen; und nur so können wir eine Branche auf-
bauen, die zukunftssicher ist.

Bei aller Diskussion dürfen wir nicht vergessen – es
ist mir wichtig, das noch zu erwähnen –, dass wir mit
gleichem Druck dafür sorgen müssen, die Energie, die
wir durch Fotovoltaik erzeugen, auch speichern zu kön-
nen. Die ganz große Herausforderung für die nächsten
Jahre ist, Speichertechnologien zu entwickeln. Ich
glaube, neben dem Netzausbau wird die große Heraus-
forderung im Bereich der erneuerbaren Energien sein,
Speichertechnologien zu entwickeln, um die Solarbran-
che zu unterstützen. In diesem Zusammenhang ist,
glaube ich, der Ansatz richtig, die Eigenförderung erheb-
lich auszubauen und zu versuchen, neue Innovationen zu
ermöglichen.

Meine Damen und Herren, ich meine, durch die An-
passung, die wir jetzt vornehmen – und es ist eine An-
passung und keine Kürzung –, werden wir der wettbe-
werbsfähigen Solarbranche eher den Rücken stärken, als
dass wir sie abwürgen. In diesem Sinne freue ich mich
auf die kommende Anhörung und die kommenden Bera-
tungen in den Ausschüssen. Ich glaube, wir sind in die-
sem Bereich auf dem richtigen Weg. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf den
Drucksachen 17/1147 und 17/1144 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. – Ich sehe,
Sie sind damit einverstanden. Dann sind die Überwei-
sungen so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Michael
Schlecht, Alexander Ulrich, Dr. Barbara Höll,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE
LINKE

Eurozone reformieren – Staatsbankrotte ver-
hindern

– Drucksache 17/1058 –
Überweisungsvorschlag:
Finanzausschuss (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie (f)
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
Haushaltsausschuss
Federführung strittig

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine Dreiviertelstunde vorgesehen. – Ich
sehe, auch damit sind Sie einverstanden. Dann können
wir so verfahren.

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat der
Kollege Michael Schlecht für die Fraktion Die Linke das
Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Michael Schlecht (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Griechenland ist durch massiven Druck aus Brüssel bzw.
aus der EU mitten in der Wirtschaftskrise gedrängt und
verpflichtet worden, ein massives Sparprogramm aufzu-
legen, zum Beispiel durch Lohnkürzungen und Einspa-
rungen im öffentlichen Dienst, eine Mehrwertsteuer-
erhöhung und dergleichen mehr. Das wird das Problem
in Griechenland nicht lösen. Im Gegenteil: Diese von au-
ßen aufgezwungene Politik des Sparens wird die Wirt-
schaftskrise in Griechenland nur noch weiter verschärfen
und letzten Endes die Staatsverschuldung tendenziell
weiter erhöhen.

Der britische Schatzkanzler hat zu Recht darauf hin-
gewiesen, dass dies eine Verrücktheit ist. Ich sage deut-
lich: Für Verrücktheiten steht die Linke nicht zur Verfü-
gung. Das lehnen wir ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Verrücktheit wird sich möglicherweise noch stei-
gern, wenn auf Intervention der deutschen Regierung der
IWF auf Griechenland losgelassen wird. Was für verhee-
rende Folgen die IWF-Politik für die Binnenstruktur von
Ländern hat, konnte man in den letzten Jahrzehnten in
diversen Ländern der Dritten Welt verfolgen.

(Manfred Zöllmer [SPD]: Sie haben doch 
keine Ahnung!)

Das griechische Volk wehrt sich zu Recht gegen die
massiven Verschlechterungen. Es bleibt aus unserer
Sicht nur zu hoffen, dass sich das griechische Volk mög-
lichst erfolgreich gegen diese Verschlechterungen wehrt;
denn es ist im Interesse des Landes und letztlich auch im
Interesse Europas, dass diese Politik nicht aufgeht. Es ist
deswegen völlig klar, dass die Linke diese Auseinander-
setzung unterstützt.

(Beifall bei der LINKEN)

Überhaupt ist festzuhalten, dass andere Bereiche, in
denen man in der Tat einsparen könnte, bisher nicht ins
Blickfeld geraten sind. Die Militärausgaben zum Bei-
spiel belaufen sich in Griechenland auf mehr als 4 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts. Das ist ungefähr dreimal
so viel wie in Deutschland. Es ist mir jedenfalls bisher
aber nicht bekannt, dass ein einziger Politiker der deut-
schen Bundesregierung den Griechen vorgeschlagen hat,
ihren Rüstungshaushalt herunterzufahren. Nein, man muss
im Gegenteil immer wieder feststellen, dass gerade auch
deutsche Minister eher darauf hinwirken, die Griechen
zur Steigerung der Rüstungsausgaben zu animieren und
sich zu Lobbyisten deutscher Rüstungsunternehmen zu


